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Der Vertrag verlangt die Information aller
Fortsetzung von Seite eins – Beschwerden in Böztal

Mit der Begründung,  
Hornussen greife in die 
Eigenständigkeit der drei 
anderen Fusionspartner ein, 
hat Karl Wehrli-Kilcher 
bereits im Mai dieses Jahres 
eine Verwaltungsbeschwerde 
eingereicht. 

Simone Rufli

HORNUSSEN. Wie bereits vor einer 
Woche in der NFZ zu lesen war, ist 
auch den Gemeindebehörden klar, 
dass es bei der Flut von Beschwerden 
um den Zusammenschlussvertrag 
geht. Der Bözer Gemeindemann  
Robert Schmid hatte sich deshalb 
seinerseits auf den Vertrag bezogen, 
als er in der NFZ vom 5. August  
betonte: «Tatsache ist, dass jede  
der vier Gemeinden, die sich per  
1. Januar 2022 zur Fusionsgemein-
de Böztal zusammenschliessen, bis 
zum 31. Dezember eigenständig ist 
und im Rahmen des Zusammen-
schlussvertrags handeln kann.» Ob 
dieser vertragliche Rahmen einge-
halten wurde oder ob er gesprengt 
wurde, sollen nun die Juristen des 
Kantons beurteilen. «Entgegen der 
Aussage von Vizeammann Guy  

David (gemacht in der NFZ vom  
5. August; Anm. d. Red.) hatte einer 
der Mitunterzeichner im Anschluss 
an die Sommer-Gmeind sehr wohl 
ein Gespräch mit Gemeindeammann 
George Winet», kontert Karl Wehrli-
Kilcher den Vorwurf, die Beschwer-
deführer hätten keinen Kontakt zu 
den Behörden gesucht. Weil das Ge-
spräch aber nicht zufriedenstellend 
verlief, wurde erneut eine Beschwer-
de eingereicht, diesmal nicht im  
Alleingang. Erneut deshalb, weil es 
nicht die erste Beschwerde war.

Noch keine Antwort
Seit drei Monaten wartet Wehrli-
Kilcher nämlich schon auf eine Stel-
lungnahme des Kantons zu seiner 
ersten Verwaltungsbeschwerde, 
datiert vom 7. Mai dieses Jahres. 
Eingereicht im Nachgang zur aus-
serordentlichen Gemeindeversamm-
lung vom 9. April 2021. «Hätte ich 
bereits eine Antwort des Kantons 
auf diese erste Beschwerde erhalten, 
hätten sich weitere Verwaltungsbe-
schwerden möglicherweise erübrigt. 
So aber musste ich handeln, um  
das Beschwerderecht nicht zu ver-
wirken.»

In der Beschwerde vom Mai for-
derte er bereits die Annullierung  
des Abstimmungsentscheids der 

Einwohnergemeindeversammlung 
zum Traktandum «Erschliessung 
Archive der Fusionsgemeinden». Mit 
der Beschwerde wehrte sich Wehrli-
Kilcher dagegen, dass Hornussen  
in die Eigenständigkeit der anderen 
drei Gemeinden eingreift. «Das Ge-
schäft gehört gemäss Artikel 10.1 
(Regelung der Übergangsbestim-
mungen; Anm. d. Red.) in die Zu-
ständigkeit der einzelnen Gemein-

den und ist dort zur Behandlung in 
eigener Kompetenz den Gemeinde-
versammlungen vorzulegen oder 
nach dem 1. Januar 2022 der Ge-
meindeversammlung der neu ge-
gründeten Gemeinde Böztal zur 
Behandlung zu übertragen», so  
seine Argumentation. 

Warum nicht im Böztal-Bulletin?
Zudem mache die Höhe des Kredits 

eine Information an die Bevölkerung 
in allen vier Gemeinden nötig. Karl 
Wehrli-Kilcher: «In Artikel 10.3 des 
Fusionsvertrags steht, dass Investi-
tionen, die 50000 Franken über-
schreiten, in der Zeit des Übergangs 
vor einer Unterbreitung an die 
Stimmbevölkerung, eine Informa-
tion der drei anderen Gemeinden 
bedingen.» Allein beim Kredit zur 
Erstellung eines neuen Schulgebäu-
des gehe es um einen Betrag über 
590 000 Franken und auch andere 
Kredite würden die 50 000 Franken-
Grenze überschreiten. 

«Gemeindegesetz wie Gemein-
deverordnung erklären unmiss-
verständlich, dass mit dem Begriff 
Gemeinde alle im Dorf lebenden 
Personen gemeint sind und es da- 
mit nicht genügt, wenn die Ge- 
meinderäte sich untereinander über 
die Traktanden informieren», so 
Wehrli-Kilcher. «Warum der Hor-
nusser Gemeinderat vor den beiden 
Gemeindeversammlungen im April 
und im Juni nicht das Böztal-Bulle-
tin, das an alle Haushalte in den vier 
Gemeinden verteilt wird, benutzt 
hat, um detailliert über die Trak-
tanden zu informieren, weiss ich 
nicht. Ich weiss nur, hätte er infor-
miert, hätte ich keinen Grund für 
diese Beschwerden gehabt.»

Die Beschwerdeführer berufen sich auf den Zusammenschlussvertrag abgeschlossen 
im April 2019 zwischen Bözen, Effingen, Elfingen und Hornussen.� Foto: Simone Rufli

«Stimmen der Gemeinden  
werden gehört»

Aargauer Gemeindeschreiber tagten in Laufenburg

Die Gemeindeschreiber  
und ihr Team sind quasi das 
Herzstück, der Motor für  
eine funktionstüchtige 
Gemeinde. Ihr Tätigkeits-
gebiet ist vielfältig und 
untersteht einem steten 
Wandel. Herausforderungen 
sind aktuell unter anderem 
die Digitalisierung sowie der 
Aus- und Weiterbildungs-
bereich.

Bernadette Zaniolo

LAUFENBURG. 144 Gemeindeschrei-
ber aus den elf Bezirken des Kantons 
Aargau nahmen an der Tagung des 
Kantonalverbandes in Laufenburg 
teil. Der Jahresbericht zeigte das 
breite Tätigkeitsgebiet auf. Gemäss 
Verbandspräsident Michael Widmer, 
Frick, führt die Digitalisierung zu 
einem grundlegenden Wandel in  
den Gemeindeverwaltungen. Zuneh-
mend besteht der Anspruch der  
Bevölkerung, Dienstleistungen un-
abhängig von Tages- oder Nacht- 
zeit und Ort beziehen zu können. Es 
zeige sich auch, wie wichtig die Zu-
sammenarbeit mit dem Kanton sei. 
«Die Stimmen der Gemeinden wer-
den gehört», so Widmer. Der Ver-
band setze sich dafür ein, dass «vie-
le Entscheidungsbefugnisse den 
Gemeinden überlassen werden. Die 
grosse Autonomie, die im Aargau 
vorhanden sei, muss erhalten blei-
ben.» In diesem Zusammenhang 
nannte er das Baubewilligungs-
wesen, das zum Beispiel in Baselland 
auf Kantonsebene bestimmt wird.

Das Einwohnerportal
Mit dem Programm Fit4Digital  
treiben die Aargauer Gemeinden, 

vertreten durch die Gemeinde- 
ammänner-Vereinigung und die 
Gemeindepersonal-Fachverbände, 
ihre Bestrebungen im Rahmen von 
Digitalisierungsprojekten voran, so 
etwa das Smart Service Portal. Ziel 
ist es, dass der Kunde seine Verwal-
tungsleistungen, unabhängig der 
föderalen Ebene, auf einem einzigen 
Einwohnerportal bestellen oder be-
ziehen kann.

In Zusammenarbeit mit der 
Fachhochschule Nordwestschweiz 
(FHNV) werden die Ausbildungs-
lehrgänge wie das «CAS Öffentliches 
Gemeinwesen» neu aufgestellt, so 
dass den verschiedenen Fachleuten 
in den Gemeinden auch weiterhin 
eine Fortbildung an der Hochschule 
möglich ist. Die Gemeindepersonal-
Fachverbände betreiben dazu selbst 
das Institut für Public Management, 
kurz ipm. Beat Baumann, Präsident 
des ipm, ehrte die drei besten Ab-
solventen, die den Fachausweis CAS 
II Gemeindeschreiber Stufe 2 (Kan-
tonale Fachkompetenz) in Empfang 
nehmen konnten. Dies mit «einer 
hervorragenden Note» aller drei 
Leistungsträger von 5,3. «Ein sen-
sationelles Ergebnis im Hundert-
stelbereich», sagte Baumann. Es sei 
die «digital nation». «Wer rastet, der 
rostet, hat auch heute noch kein Ver-
falldatum», hielt Baumann abschlies- 
send fest.

14 Gemeindeschreiber und Ge-
meindeschreiberinnen, die nach 
mindestens 20-jähriger Tätigkeit 
pensioniert wurden, wurden zu 
Freimitgliedern ernannt. Verbands-
präsident Michael Widmer wusste 
die Verdienste der neun Anwesen-
den mit einer schönen, persönlichen 
Laudatio zu würdigen.

Wichtige Funktion
«Sie sind die, die die Fäden in den 
Gemeinden in der Hand haben», sag-

te Regierungsrat und Vorsteher des 
Departementes und Inneres Dieter 
Egli. Es sei für ihn eine Ehre, an der 
Tagung teilnehmen zu dürfen. Der 
Regierungsrat zeigte sich beein-
druckt von den Amtszeiten, die bei 
der Ernennung der Freimitglieder 

zuvor ins Bewusstsein gerufen wur-
den. Beeindruckt zeigte er sich auch 
«vom aufeinander zugehen von  
Gemeinden, Bevölkerung und Kan-
ton». Gleichzeitig merkte er an, dass 
Kompromisse von der Bevölkerung 
immer weniger akzeptiert würden.

«Respekt ist ein Schmiermittel»
Der politische Diskurs müsse ge-
schützt und erhalten werden. «Des-
halb setze ich auf sie als Gemeinde-
schreiber, auch bei Auseinander- 
setzungen innerhalb des Rates.» Er 
freute sich, dass trotz der Pandemie 
178 Gemeinden im letzten Jahr einen 
Ertragsüberschuss (insgesamt 219 
Millionen Franken) ausweisen konn-
ten. Die Pandemie hätte vor allem 
beim Bund negative finanzielle  
Auswirkungen. Regierungsrat Egli 
zeigte sich angesichts der positiven 
Abschlüsse der letzten drei Jahre 
für die Zukunft hoffnungsvoll, auch 
wenn die Steuerentwicklung auf-
grund der Steuergesetzrevision so-
wie der Pandemie unklar sei. Die 
Besoldungen von Lehrpersonen so-
wie der Gesundheits- und Sozialbe-
reich würden zu Kostensteigerungen 
führen. Der DVI-Vorsteher nannte 
eine ganze Palette von Geschäften, 
die am Laufen sind oder kommen. 
Unter anderem soll das Gemeinde-
gesetz einer grundlegenden Über-
prüfung unterzogen werden. «Res-
pekt ist Schmiermittel, damit unsere 
Institutionen so gut funktionieren», 
so der Regierungsrat. Abschliessend 
dankte er den Gemeindeschreibern 
für ihr Engagement. Die Grussbot-
schaft der Gemeinde überbrachte 
Stadtammann Herbert Weiss. Im 
zweiten Teil referierte Dr. Lucius 
Tamm vom FiBL über «Biologische 
Landwirtschaft und Ernährung» 
(separater Bericht auf Seite 17).

Der Verband Aargauer Gemeinde- 
schreiberinnen und Gemeindeschreiber zählte 
per 31. März dieses Jahres 498 Mitglieder. 
Diese bringen sich nebst ihrer täglichen Arbeit 
in diversen Verbänden und Kommissionen  
auf  Bezirks- und kantonaler Ebene ein.  
Im Berichtsjahr 2020/21 betreute die 
Geschäftsstelle der Branche Öffentliche 
Verwaltung 509 (506) Lernende.

Verbandspräsident Michael Widmer bedankte sich bei Regierungsrat Dieter Egli 
mit einem schönen Korb mit regionalen Produkten. � Foto: Bernadette Zaniolo
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